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1

EINLEITUNG

§ 1 Vorbemerkung 

„Être homme c’est précisément être responsable. C’est connaître la honte en face 
d’une misère qui ne semblait pas venir de soi (...). C’est sentir, en posant sa pierre, 
que l’on contribue à bâtir le monde.“1

Mensch zu sein, heißt verantwortlich zu sein (...), so Saint-Exupéry. Einen kleinen 
Ausschnitt aus diesem „Mensch - sein“ soll die vorliegende Arbeit näher in Augen-
schein nehmen: Wann hat eine Person, die für jemand anderen tätig ist, einen bei ei-
nem außenstehenden Dritten verursachten Schaden persönlich zu verantworten und zu 
ersetzen? Diese Frage ist heute zum Teil von existenzieller Bedeutung. Denn vor al-
lem in der Arbeitswelt vereinfacht die zunehmende Technisierung einerseits die Ar-
beitsabläufe, andererseits erhöht sie aber auch die Zahl und Schwere möglicher Scha-
densfälle erheblich. So erreichen Schäden, die heute durch kleine Unachtsamkeiten 
entstehen können, schnell eine Größenordnung, die von dem Einkommen eines einfa-
chen Angestellten regelmäßig nicht zu ersetzen ist. Zu den Lebensbedingungen in der 
modernen Industriegesellschaft zählt somit ein erhöhtes Schadensrisiko. Häufig wird 
es sich der Schädiger daher gar nicht mehr leisten können, dieses Schadensrisiko zu 
tragen oder, um mit den Worten von Saint-Exupéry zu sprechen, verantwortlich und 
damit Mensch zu sein.

§ 2 Ziel der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit stellt vergleichend die deliktische Außenhaftung von Verrich-
tungsgehilfen in Frankreich und Deutschland dar. Hintergrund der Untersuchung ist 
die in beiden Ländern in Literatur und Rechtsprechung intensiv geführte Diskussion 
dieser Frage.

1. In Deutschland findet die Auseinandersetzung seit Jahren vor allem im Rahmen der 
Arbeitnehmerhaftung statt. Diese hat sich, zumindest das Innenverhältnis zum Arbeit-
geber betreffend, durch die Grundsätze des innerbetrieblichen Schadensausgleichs2

erheblich von den allgemeinen Regeln des BGB entfernt und ist zu einer reinen, die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitnehmers immer im Blick habenden Billig-
keitshaftung mutiert.3 Im Außenverhältnis gegenüber einem geschädigten Dritten 

                                              

1 Saint-Exupéry, Terre des hommes, Gallimard, 1941, S. 55. 
2 Vgl. BAG DB 1994, 2237; BGH NZA 1994, 270 f.; Brox/Walker, DB 1985, 1469; Däubler, NJW 
1986, 857, 869; Wohlgemuth, DB 1991, 910 ; Sandmann, S. 4 ff. 
3 Sandmann, S. 1. 
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steht dem Angestellten dagegen eine solche Haftungsbeschränkung nicht zu. Er kann 
derzeit nur über den Freistellungs- bzw. Regressanspruch von seinem Arbeitgeber 
Befreiung von dem gegen ihn gerichteten Ersatzanspruch des Dritten verlangen. Und 
dann auch nur in Höhe des arbeitgeberischen Haftungsanteils. All dies nützt ihm je-
doch nichts, wenn der Arbeitgeber insolvent wird. Und in Zeiten hoher Insolvenzzah-
len ist der Eintritt des Konkurses des Arbeitgebers kein zu vernachlässigendes Risiko 
mehr. Er ist heute vielmehr ein „ganz alltäglicher Betriebsunfall“.4 Es stellt sich also 
die Frage, ob diese Haftungsverteilung in einer Zeit immer schneller fortschreitender 
Industrialisierung noch angemessen ist.  

Obwohl die herrschende Meinung in der Literatur grundsätzlich darin übereinstimmt, 
dass die unbeschränkte Außenhaftung der Arbeitnehmer unbillig ist, dauert der Streit 
über die Möglichkeiten zur Beschränkung der Haftung bis heute an. Voraussetzungen, 
Umfang und Rechtsgrund sind bisher nicht geklärt. Zahlreiche, sich systematisch und 
dogmatisch voneinander unterscheidende Lösungsvorschläge konnten keine zufrieden 
stellende Lösung finden.5 So gilt heute immer noch, dass der Arbeitnehmer die ihm 
zustehenden Freistellungs- und Regressansprüche gegen den Arbeitgeber nicht mehr 
realisieren kann, sobald dieser in die Insolvenz fällt. Deshalb droht heute nahezu je-
dem Arbeitnehmer, dem ein Missgeschick unterläuft, der persönliche Ruin, wenn er 
mit Schadensersatzansprüchen konfrontiert wird, die er im Laufe seines gesamten 
Lebens nicht begleichen kann. Obwohl also eine Neuordnung des Haftungsrechts in 
diesem Bereich unausweichlich erscheint, hat sich auch der Gesetzgeber bisher nicht 
zu einem Tätigwerden entschließen können. Damit bleibt das Problem der Beschrän-
kung der Außenhaftung des Verrichtungsgehilfen/Arbeitnehmers von uneinge-
schränkter Aktualität im deutschen Recht, 

Da die Diskussion im deutschen Recht aber weitgehend erschöpft ist, liegt ein Ver-
gleich mit den Problemlösungen anderer Rechtsordnungen nahe. Ein Blick auf das 
französische Recht drängt sich dabei geradezu auf. Das französische Deliktsrecht ist 
auch heute noch zu einem großen Teil mit nur unwesentlichen Ergänzungen und Zu-
sätzen zum ursprünglichen Text in den Art. 1382 – 1386 Cc geregelt. Dennoch ist es 
der Rechtsprechung immer wieder gelungen, den seit Inkrafttreten des Gesetzes im 
Jahre 1804 gänzlich veränderten Anforderungen nicht nur gerecht zu werden, sondern 
im Vergleich zu deliktsrechtlichen Regelungen anderer Rechtsordnungen immer wie-

                                              

4 Beckers, S. 5. 
5 Vgl. nur die verschiedenen Ansätze bei Beckers, Die Außenhaftung des Arbeitnehmers, 1996; Klein-

diek, Deliktshaftung und juristische Person, 1996; Otto/Schwarze, Die Haftung des Arbeitnehmers, 
1998; Sandmann, Die Haftung von Arbeitnehmern, Geschäftsführern und leitenden Angestellten, 
2001. 
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der nicht zu übersehende Modernitätsvorsprünge aufzuweisen.6 Das französische 
Recht ist also an veränderte Situationen äußerst anpassungsfähig und bietet offensicht-
lich flexible Lösungen.  

2. Mit Blick auf die festgefahrene Rechtslage in Deutschland erscheint aus diesem 
Grund die jüngste Entwicklung in der französischen Rechtsprechung von besonderem 
Interesse. Zwei erst kürzlich ergangene Grundsatzentscheidungen der „Cour de cassa-
tion“7 haben hier eine rege Auseinandersetzung über die Außenhaftung von „prépo-
sés“8 ausgelöst. In ihnen hat das Gericht nämlich die Verrichtungsgehilfen weitestge-
hend von der gesetzlich vorgesehenen Außenhaftung gegenüber Dritten befreit. Es 
veränderte damit eine jahrhundertealte Grundstruktur des französischen Deliktsrechts, 
schuf aber ein Ergebnis, das auch von einem Großteil der Literatur in Deutschland als 
wünschenswert, wenn auch nicht mit der derzeitigen Gesetzeslage vereinbar angese-
hen wird.

Die Leitsätze der Urteile9  lauteten wie folgt:

1. „(...) – Vu les articles 1382 et 1384, alinéa 5, du „Code civil“; -  Attendu que 
n’engage pas sa responsablité à l’égard des tiers le préposé qui agit sans excéder 
les limites de la mission qui lui a été impartie par son commettant;(....)“10

2. „(...) Mais attendu que le préposé condamné pénalement pour avoir 
intentionnellement commis, fût-ce sur l’ordre du commettant, une infraction ayant 
porté préjudice à un tiers, engage sa responsabilité civile à l’égard de celui-ci; 
(...)“11

Mit dem ersten Urteil, dem sog. „Arrêt Costedoat“, hat sich das Gericht über den ein-
deutigen Gesetzeswortlaut der Artt. 1382, 1383 Cc12 hinweggesetzt und die danach 
gegebene grundsätzliche Außenhaftung der Verrichtungsgehilfen abgeschafft. Vor-
aussetzung ist lediglich, dass die Schädiger im Rahmen einer ihnen von ihrem „com-
mettant“13 übertragenen Aufgaben gehandelt haben. Hier fällt aus deutscher Sicht 
bereits ins Auge, dass diese Haftungsbefreiung nicht auf Arbeitnehmer beschränkt ist, 

                                              

6 v. Bar/Gotthardt, Deliktsrecht in Europa, Frankreich, S. 8. 
7 Die „Cour de cassation“ ist der oberste Gerichtshof der ordentlichen Gerichtsbarkeit in Frankreich 
(Artt. L 111-1 ff., R 121-1 ff. COrgJud).  
8 „Verrichtungsgehilfe“ 
9 25.2.2000 N° 97-17.378 „Costedoat“ und 14.12.2001 N° 00-82.066 „Cousin“. 
10 „Handelt ein Verrichtungsgehilfe innerhalb der Grenzen der ihm vom Geschäftsherrn zugewiesenen 
Aufgaben, so begründet er keine Haftung gegenüber Dritten.“ 
11 „Ist ein Verrichtungsgehilfe aufgrund einer vorsätzlichen Straftat verurteilt worden, durch die einem 
Dritten ein Schaden zugefügt wurde, so begründet dies, gleich ob er auf Weisung des Geschäftsherrn 
gehandelt hat, seine Haftung gegenüber dem Dritten.“ 
12 Der Gesetzestext  findet sich auf S. 8. 
13 “Geschäftsherr” 




